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4) Den öffentlichen Raum als Ort der Bürgergesellschaft schützen 
 
 

 
 

 

  
 

Die Frage einer lebenswerten 
Stadt ist auch eine Frage der Er-
reichbarkeit. Grundsatz unserer 
Mobilitätspolitik ist dabei, dass die 
Bürgerinnen und Bürger sich frei 
entscheiden können, mit welchem 
Verkehrsmittel sie ihre Wege zu-
rücklegen wollen. Wir setzen uns 
für leistungsstarke Schienenwege 
und Straßen ein, stärken aber auch 
den Nahverkehr mit dem Fahrrad 
oder zu Fuß. Das bundesweit ein-
malige, landesweit gültige Schü-
lerticket für 365 Euro im Jahr, das 
Jobticket als Bestandteil der Be-
zahlung der Landesangestellten 
wie auch Modellversuche, in 
denen Mobilitätsstationen Busse 
und Bahnen mit E-Carsharing- 
und E-Leihfahrrad-Systemen ver-
knüpfen, weisen dabei in die rich-
tige Richtung. Über 200 Kommunen 
sind mittlerweile in der vom Land 
initiierten „Arbeitsgemeinschaft 
Nahmobilität Hessen“ vertreten, 
die sich dem Ziel verschrieben hat, 
optimale Bedingungen für Fuß-
gänger und Radfahrer zu för-
dern und entsprechende Kon-

Stadtplanung ist mehr als nur 
Bau, Stadtplanung gestaltet das 
Leben von Menschen und stei-
gert die Lebensqualität. Eine 
aktive Stadtentwicklung schafft 
Raum für Begegnungen und 
trägt entscheidend dazu bei, 
dass sich Menschen wohl- und 
sicher fühlen. Wir brauchen die 
Beteiligung von allen Bevölke-
rungsgruppen vor Ort, damit auf 
die unterschiedlichen Bedarfe 
der Menschen eingegangen wird. 
Dazu ist es nicht ausreichend, 
allein in Bürgerversammlungen 
die politisch interessierten Bürge-
rinnen und Bürger zu befragen. 
Wir brauchen die aktive Einbe-
ziehung von Kindern, Jugendli-
chen, Frauen und Menschen mit 
Beeinträchtigungen. Die Aus-
weitung der Bürgerbeteiligung 
ersetzt nicht die Entscheidung in 
den Kommunalparlamenten. Wir 
wollen eine Aufwertung der öf-
fentlichen Räume – Beseitigung 
von Angsträumen, Verbesserung 
der Aufenthaltsqualität und 
Schaffung von Barrierefreiheit. 

Teilhabe ist ein Grundpfeiler der  
Bürgergesellschaft Teilhabe darf 
aber nicht zuvorderst durch 
Umverteilung organisiert werden, 
sondern durch Chancen für Auf-
stieg und persönlichen Erfolg. 
Deshalb ist für uns das Thema 
frühkindliche Bildung und Si-
cherstellung eines Grundmaßes 
an Chancen für jeden Menschen 
in unserer Gesellschaft ein zent-
rales Anliegen. Nicht Herkunft 
und Geburt, sondern eigene 
Leistung sollen darüber bestim-
men, welche Perspektiven ein 
Mensch für sein Leben entwi-
ckeln kann. 
 
Sicherheit ist ein menschliches 
Grundbedürfnis und Kernaufgabe 
des Staates. Teilhabe ohne Si-
cherheit gibt es nicht. Wir sind 
nicht bereit zu akzeptieren, dass 
es öffentliche Plätze gibt,die 
Menschen meiden, weil sie 
Angst haben müssen. Die Bür-
gergesellschaft funktioniert nur 
in einem gewaltfreien Raum. 
Deshalb ist es richtig auf Prä-

Für uns GRÜNE ist es wichtig, 
dass beim Bau neuer Wohnun-
gen auch der Fokus auf die 
Wohn- und Lebensqualität in 
den Städten und Kommunen 
gelegt wird. Denn beim derzei-
tigen Druck auf dem Wohnungs-
markt besteht die Gefahr, dass 
durch eine ungesteuerte Aus-
weisung neuer Flächen und 
Wohnquartiere die Aspekte 
einer nachhaltigen Quartiers-
entwicklung nicht genügend 
Berücksichtigung finden. Ange-
fangen bei der Architektur mit 
den Erfordernissen, die Energie-
kosten so gering wie möglich zu 
halten bis hin zu einer lebens-
werten Quartiersgestaltung mit 
zukunftsweisenden Mobilitäts-
konzepten und der sozialen 
Infrastruktur. Unser Leitbild ist 
eine nachhaltige Kommune mit 
ausreichend bezahlbaren Wohn-
raum für alle in allen Stadttei-
len, die Lebensqualität bietet: 
mit öffentlichen Aufenthaltsplät-
zen, wo ein soziales Miteinander 
möglich ist, ohne etwas konsu-

Die Stadtentwicklung darf nicht 
nur von Kommerz und Immobi-
lienspekulation getrieben sein. 
Innenstädte sind keine klinisch 
reinen “Malls”, sondern öffentli-
cher Raum. Auf die Einhaltung 
geltender Gesetze muss geachtet 
werden, aber es darf keine Ver-
drängung “unerwünschter” Bevöl-
kerungsgruppen geben, z.B. von 
Obdachlosen. Bezahlbarer Wohn-
raum auch in den Innenstädten ist 
dringend notwendig, ebenso 
Raum für Kultur und nichtkom-
merzielle Begegnung und eine 
intakte soziale Infrastruktur. Hier-
für muss das Land die Kommu-
nen auch endlich wieder finanziell 
ausreichend ausstatten. 
 
Der fahrende und ruhende Kfz-
Verkehr belegt zu viel Raum in 
den Großstädten - Altlasten der 
“Autogerechten Stadt”. Hier wäre 
eine Umverteilung und Neukonzi-
pierung jenseits von Stückwerk 
notwendig. 



2 
 

zepte zu entwickeln. Grundlage 
hierfür ist die im vergangenen 
Jahr vorgestellte „Nahmobilitäts-
strategie Hessen“. 
 
Mit dem neuen Hessischen Mobili-
tätsfördergesetz leisten wir einen 
weiteren wichtigen Beitrag, um die 
Infrastruktur in den hessischen 
Städten und Gemeinden zu stärken 
und auszubauen. Wir setzen ab 
2020 mit Auslaufen der Bundes-
förderung selbst 100 Millionen 
Euro ein, um auf kommunaler 
Ebene für Planungs- und Finanzie-
rungssicherheit zu sorgen und 
Mobilität in der Fläche gewährleis-
ten zu können. Dadurch können 
auch in Zukunft z. B. der Bau und 
Ausbau von Haltestellen, Ver-
kehrsstationen und Mobilitätssta-
tionen wie auch die Beschaffung 
elektrisch betriebener Busse 
unterstützt  werden. Auch dies 
sichert  eine qualitativ hochwertige 
Nahmobilität und verbessert die 
Aufenthaltsqualität in unseren 
Städten. 
 
Wir messen dem Sicherheitsge-
danken für die Bürgerinnen und 
Büger in unseren Städten und 
Gemeinden und der damit ver-
bundenen Aufenthalts- und Le-
bensqualität einen sehr hohen 
Stellenwert bei. Wir haben daher in 
den letzten 20 Jahren die Mittel im 
Polizeihaushalt mehr als verdop-

Dies wird bei uns zu einem 
Schwerpunkt in der Städtebau-
förderung werden. Wir sorgen für 
Integration von der Kinderbe-
treuung über Schule, Vereine, 
Bildungseinrichtungen wie Bü-
chereien, Museen, Theater und 
Initiativen, von Stadtteilfesten bis 
hin zu interkulturellen Angebo-
ten, von der Beteiligung in den 
Parlamenten über die Eröffnung 
von Geschäften. Integration 
heißt, die Offenheit zu haben, 
dass Menschen ihre Identität 
bewahren und sich um ihre Stadt 
und das Gemeinwohl kümmern 
und sich verantwortlich zeigen.  
 
Das Bund-Länder-Programm 
„Soziale Stadt“ ist ein Garant 
dafür, dass Stadtteile mit beson-
derem Entwicklungsbedarf auch 
in Zukunft gezielt gefördert wer-
den, um die Lebensbedingungen 
der Menschen vor Ort zu verbes-
sern und sich um ihre sozialen 
Brennpunkte zu kümmern und 
dort Chancen zur Teilhabe zu 
schaffen. Es muss daher weiter 
ausgebaut und gestärkt werden. 
Wir wollen eine zusätzliche Stär-
kung und Verstetigung des In-
vestitionspakts „Soziale Integra-
tion im Quartier“. Wir setzen uns 
dafür ein, dass das Programm 
der „Sozialen Stadt“ gezielt auf 
Maßnahmen einerseits im ener-
getischen, städtebaulichen, in-

vention und wo es notwendig ist 
auf Repression zu setzen, um 
die Sicherheit der aller Bürger zu 
gewährleisten. Videoüberwa-
chung ist ein erheblicher Eingriff 
in Grundrechte und soll des-
halb nur da stattfinden, wo es 
besonders geboten ist, bei-
spielsweise an Kriminalitäts-
schwerpunkten. Eine anlasslose 
Videoüberwachung lehnen wir 
ab. 
 
Eine hohe Lebensqualität sehen 
wir u.a. durch einen Nutzungsmix 
von Wohnen, Arbeiten, Versor-
gung und Freizeit ermöglicht. Die 
Gestaltung des öffentlichen 
Raums spielt dabei eine wichtige 
Rolle. 
 

mieren zu müssen. Wir wollen 
eine Stadt der kurzen Wege, 
eine gute soziale und ökonomi-
sche Infrastruktur mit Kitas, 
Schulen und Geschäften im 
Quartier. Das soll mit dem neuen 
integrativen Ansatz von Städte-
bauförderung und Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus 
gelingen, der unter Punkt 7 ge-
nauer beschrieben wird. 
 
Um die öffentliche Sicherheit 
gewährleisten zu können, kann 
die Gestaltung von Plätzen und 
Straßen, die Beleuchtungssitua-
tion, die Beseitigung von "dunk-
len, nicht einsehbaren Ecken" 
aber auch der punktuelle Ein-
satz der Videoüberwachung von 
öffentlichen  Plätzen einen Bei-
trag leisten. Wir lehnen jedoch 
eine massenhafte Überwachung 
ebenso ab, wie die derzeit 
erprobte intelligente Videoüber-
wachung. Gegenüber neuen 
technischen Lösungen zur Ver-
besserung der Sicherheit zeigen 
wir uns aufgeschlossen. Dabei 
ist für uns wichtig, dass die 
Wirksamkeit angestrebter Maß-
nahmen durch wissenschaftliche 
Studien oder durch die Aus-
wertung der Wirksamkeit in 
anderen Ländern und Bundes-
ländern evaluiert wird. 
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pelt. Auch mit dem Doppelhaushalt 
2018/19 gewährleisten wir in ei-
nem umfangreichen Stärkungspa-
ket wichtige Investitionen für eine 
sichere Zukunft: 2022 werden in 
Hessen 15.260 Polizisten auf der 
Straße für Sicherheit sorgen. Da-
neben haben wir  auch massiv in 
die Verbesserung der Ausrüstung 
der Polizei investiert und die Video-
überwachung ausgebaut. 
 
Wir wollen dieses Instrument dabei 
ausdrücklich noch besser nutzen. 
An Gefahrenpunkten, wie etwa auf 
Flughäfen, Bahnhöfen, in Sport-
stätten, Einkaufszentren und an 
Packstationen, wollen wir den 
Einsatz von intelligenter Video-
sicherheitstechnik ausweiten, um 
Straftäter abzuschrecken und 
Straftaten  besser aufklären zu 
können. Mithilfe moderner intel-
ligenter Technik, wie z. B. durch 
Gesichtserkennung, wollen wir 
öffentliche Fahndungen noch 
schneller zum Erfolg führen. Bereits 
2018 und 2019 werden jeweils 2 
Millionen Euro bereitgestellt, damit 
Kommunen ihre Technik auf öffent-
lichen Wegen und Plätzen moderni-
sieren und ausweiten und Sicher-
heitsbehörden weitere mobile 
Videoüberwachungsanlagen be-
schaffen können. 

frastrukturellen und ökonomi-
schen Bereich angewendet wird. 
Andererseits wollen wir damit 
nachbarschaftliches Engagement 
sowie Maßnahmen gegen Aus-
grenzung einzelner Gruppen und 
für sozialen Zusammenhalt ge-
zielt fördern. Die Basis, auf der 
diese Maßnahmen umgesetzt 
werden, ist auf kommunaler 
Ebene angesiedelt und somit 
bürgernah. Gefördert werden 
also städtebauliche und stadt-
planerische Unternehmungen 
sowie soziale, zwischenmensch-
liche Projekte vor Ort, die den 
Zusammenhalt in den Stadtteilen 
stärken und diese sozial stabili-
sieren und hinsichtlich der Le-
bensqualität aufwerten. 

 


